
 
 
 

Positionspapier  
„Psychosoziale Betreuung Substituierter “  

 
 
Einführung 
 
Das vorliegende Positionspapier formuliert die geme insamen Grundlagen und 
Standpunkte der in der DHS zusammengeschlossenen Ve rbände zum Thema „Psy-
chosoziale Betreuung Substituierter “  (PSB). Auf der  Basis des aktuellen 
Wissenstandes und bewährter Praxis bietet es einen Rahmen für fachliches 
und gesundheitspolitisches Handeln von Leistungsanb ietern und Leistungsträ-
gern der Sucht- und Drogenhilfe. 
 
Die Abkehr von einer ausschließlich abstinenzorient ierten Suchthilfe hin zu 
einer stärkeren Akzeptanz von Angeboten der Schaden sminimierung sowie der 
Überlebens- und Alltagshilfen der sozialen Hilfesys teme hat dazu beigetra-
gen, das Überleben Drogenabhängiger zu sichern. Die  Opioidsubstitution 
stellt einen wesentlichen Bestandteil dieser Überle benssicherung dar.  
 
Abhängigkeit kann nur in einem bio-psycho-sozialen Modell erklärt und be-
handelt werden. Dies erfordert medizinische, pharma kologische und psycho-
soziale Antworten. Dementsprechend müssen die Angeb ote und Versorgungsleis-
tungen der beteiligten Professionen und Disziplinen  so gestaltet und auf 
einander abgestimmt sein, dass sie ausgehend von de n individuellen Bedarfen 
der Patienten/ -innen eine optimale Beratung, Behan dlung und Betreuung er-
möglichen. Um dies zu gewährleisten, ist es erforde rlich, Grundlagen zu 
schaffen, die eine Versorgung bedarfsgerecht und fl ächendeckend ermögli-
chen.  
 
 
Grundlagen der Substitution 
 
Die Substitutionsbehandlung als psychosozial unters tützte medizinische Be-
handlung von Opioidabhängigkeit setzt die Berücksic htigung folgender ethi-
scher Prinzipien voraus: 
• Der Zugang zur Behandlung und Betreuung muss für al le Betroffenen 

gleichberechtigt sein.  
• Die Behandlung und Betreuung muss dem jeweiligen Hi lfebedarf im Einzel-

fall entsprechen. 
• Die Betroffenen müssen vollständig über die Behandl ung und Betreuung 

(Möglichkeiten, Verlauf, Regeln) informiert sein.  
• Das Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen muss gew ahrt werden.  
• Die Schweigepflicht für Drogenberater/-innen nach §  203 StGB muss ge-

wahrt werden. 
 

Darüber hinaus gelten die grundlegenden ethischen P rinzipien der professio-
nellen Suchtkrankenhilfe: 
http://www.dhs.de/fileadmin/user_upload/pdf/Arbeits feld_Suchthilfe/E
thische_Prinzipien_1999.pdf  
 

 
Unterstützend zur ärztlichen Substitutionsbehandlun g soll routinemäßig PSB 
angeboten werden. Das Angebot muss jedem Patienten gemacht werden, denn 
nach aktuellem Wissensstand ist dies die Behandlung  mit dem höchsten Wir-
kungsgrad.  
 
Die Mehrheit der in der DHS vertretenen Verbände hä lt die PSB daher für ei-
nen zentralen Bestandteil der Substitutionsbehandlu ng in Deutschland, auf 
den nur dann verzichtet werden kann, wenn und solan ge eine PSB nicht mög-
lich oder nicht notwendig ist. In diesem Fall kann zur Abwehr akuter ge-
sundheitlicher Gefahren die medizinisch pharmakolog ische Behandlung auch 
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ohne PSB erfolgen. Kommen Arzt, Drogenberatungsstel le und Patient zu dem 
Ergebnis, dass derzeit keine PSB erforderlich ist, ist dies schriftlich zu 
dokumentieren. Die damit verbundene Entscheidung fü r eine evt. weniger 
wirksame Behandlungsoption bedarf, wie alle anderen  Entscheidungen im Rah-
men der Substitutionsbehandlung und Betreuung, eine r regelmäßigen Überprü-
fung.  
 
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO 2009) 1 rät auf der Basis systematischer 
Übersichtsstudien der verfügbaren Literatur und Exp ertenkonsultationen hin-
sichtlich der psychosozialen Behandlung Folgendes: „Psychosoziale Interven-
tionen einschließlich kognitiver und verhaltensther apeutischer Ansätze so-
wie Techniken des „Contingency Managements “  (verhal tenstherapeutische Ver-
stärkerstrategien) können die Wirksamkeit der Behan dlung erhöhen, wenn sie 
mit Substitutionsbehandlung (agonist maintenance tr eatment) oder opioident-
zugsbegleitender Medikation kombiniert werden. Psyc hosoziale Unterstützung 
sollte allen Patienten zugänglich gemacht werden, w enngleich denjenigen, 
die solch ein Angebot nicht wahrnehmen, eine effekt ive pharmakologische Be-
handlung nicht vorenthalten werden darf.“   
 
Eine Minderheit innerhalb der DHS leitet daraus ab,  dass die medizinisch 
pharmakologische Behandlung in Deutschland auch dan n erfolgen muss, wenn 
und solange eine PSB nicht möglich ist oder vom Pat ienten nicht gewollt 
wird. Die Ablehnung der PSB, bzw. deren Abbruch dur ch den Patienten darf 
demnach nicht zu Nachteilen bezüglich Zugang, Durch führung oder Fortsetzung 
der medizinischen Behandlung führen. 
 
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Substitution sbehandlung sind wissen-
schaftlich belegt 2: 
• Substitution trägt zur Senkung der Zahl der Drogenn ot- und Drogentodes-

fälle bei. 
• Sie bewirkt eine substanzielle Reduktion des intrav enösen Heroinkonsums. 
• Sie ist eine Ausstiegshilfe aus dem illegalen Subst anzkonsum. 
• Sie minimiert das Risiko, sich mit HI- und Hepatiti sviren zu infizieren. 
• Sie verbessert die physische und psychische Gesundh eit der Patienten/-

innen und steigert damit ihre Lebensqualität. 
• Sie stellt eine sichere Behandlungsform dar und ver mag die Patienten/-

innen in der Behandlung zu halten. 
• Sie erleichtert die soziale und berufliche Reintegr ation. 
• Sie trägt zur Reduzierung der Beschaffungskriminali tät und -prostitution 

sowie zur Vermeidung von Wiederinhaftierung bei. 
• Sie ist kostengünstig und trägt zur Vermeidung sozi aler und wirtschaft-

licher Folgekosten der Sozialsysteme bei. 
 
Die Entscheidung über die Durchführung einer Substi tutionsbehandlung wird 
unter Einbeziehung der gesundheitlichen, psychische n und sozialen Situation 
der Patienten/-innen individuell auf der Grundlage einer ärztlichen Indika-
tion getroffen. Die höchste Wirksamkeit wird durch eine kombinierte Behand-
lung erreicht, die sowohl die ärztliche und pharmak ologische Therapie als 
auch die psychosoziale Betreuung durch Sozialarbeit ern/-innen und Psycho- 
bzw. Suchttherapeuten umfasst. Die PSB  ist im umfassenden Sinne eine Leis-
tung, die dazu dient, „Selbstbestimmung und gleichb erechtigte Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligu ngen zu vermeiden oder 
ihnen entgegenzuwirken “ , wie es im SGB IX formulier t ist. Um diesen An-
spruch erfüllen zu können, muss die PSB auf die ver schiedenen Leistungen 
der bestehenden sozialen und medizinischen Hilfesys teme zurückgreifen.  
 
Die PSB ist ein eigenständiges Hilfeangebot, das vo n Einrichtungen der 
Suchthilfe im Rahmen der Daseinsfürsorge auf der Gr undlage unterschiedli-
cher Finanzierungsmodalitäten erbracht wird. Sie um fasst differenzierte 
Leistungen, um Klienten/-innen mit Opioidabhängigke it ein besseres und 
gleichberechtigtes Leben in der Gemeinschaft zu erm öglichen, wenn eine Kom-
bination von körperlichen Beeinträchtigungen, psych ischen und/oder sozialen 
Problemen im Zusammenhang mit dem Substanzkonsum ei ngetreten ist und sub-

                                                           
1 WHO (2009). Guidelines for the Psychosocially Assi sted Pharmacological Treatment 
of Opioid Dependence, S. xii 
2Yoast, R. et al 2001; Davstad, I. Et al. 2009; Kerr , T. Et al. 2004; Ward, J. 
Mattick R-P., Hall,W. (1998). Zitiert nach Bundesge sundheitsblatt Gesundheitsfor-
schung / Gesundheitsschutz ”Sucht ” , Band 53, Heft 4 , April 2010 
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stituiert wird. Die sich aus der Suchtproblematik e rgebenden psychosozialen 
Unterstützungsleistungen, müssen der jeweils indivi duell erforderlichen 
Komplexität des Hilfebedarfs entsprechen. 
 
Drogenabhängigkeit berechtigt zur Inanspruchnahme v on Leistungen der Ein-
gliederungshilfe. Dies wird durch das Urteil des Ha mburgischen Oberverwal-
tungsgerichtes bekräftigt (4 Bf 83/07 Z) 3. Die Koordination der Hilfeplanung 
basiert auf § 10 SGB IX. Sie ermöglicht es, Persone nzentrierung und Sozial-
raumorientierung mit einander zu verknüpfen. 
 
 
Ziele der Substitutionsbehandlung 
 
Für die Substitutionsbehandlung gelten dieselben Zi ele, wie für die Sucht-
hilfe generell.  
• Sicherung des Überlebens, 
• Verhinderung körperlicher Folgeschäden, Verbesserun g und Stabilisierung 

des Gesundheitsstatus  
• soziale Sicherung der Betroffenen durch Maßnahmen z um Erhalt der Woh-

nung, der Arbeit und privater Unterstützungsstruktu ren, 
• Verhinderung bzw. Milderung sozialer Desintegration , Ausgrenzung und 

Diskriminierung, 
• Vermittlung von Einsichten in Art und Ausmaß der su bstanzbezogenen Stö-

rungen und Risiken zur Förderung der Veränderungsbe reitschaft, 
• Förderung eines konsumfreien Lebens bzw. konsumfrei er Phasen und Redu-

zierung riskanter Konsummuster, 
• Behandlungsmotivation und Akzeptanz professioneller  Hilfeangebote, 
• Erreichen einer verbesserten Lebensqualität, unters tützt durch konstruk-

tive Bearbeitung eventueller Rückfälle, 
• autonome Lebensgestaltung in freier, persönlicher E ntscheidung, 
• Stabilisierung der Interventionserfolge, 
• Unterstützung dauerhafter Abstinenz. 
 
Spezifische Ziele der Substitutionsbehandlung im Ei nklang mit den Empfeh-
lungen der WHO sind darüber hinaus: 
• Ausstieg aus oder Reduzierung des intravenösen Opio idkonsums und damit 

einhergehend die Reduzierung gesundheitlicher Probl eme 
• die Reduzierung psychischer Probleme 
• die Reduzierung von Überdosierungen 
• die Reduzierung von Kriminalität und Beschaffungspr ostitution 
Besondere Wertschätzung in der psychosozialen Betre uung erfährt das Ziel 
der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und die b erufliche (Wieder)-
Eingliederung 
 
 
Aufgaben der Psychosozialen Betreuung 
 
Die Aufgaben der PSB orientieren sich an den oben g enannten Zielen der Sub-
stitutionsbehandlung. Insbesondere die motivational e Arbeit, die Bewälti-
gung von Krisensituationen, der Umgang mit psychiat rischen Komorbiditäten, 
die soziale Stabilisierung und die Arbeitsintegrati on stellen an Betreuer/-
innen (und auch an Betroffene) hohe Ansprüche.  
 
Möchten Klienten/-innen eine psychosoziale Betreuun g aufnehmen, ermitteln 
Fachkräften in anerkannten Suchtberatungsstellen un d Einrichtungen der 
Suchthilfe den Hilfebedarf. Er orientiert sich an d en individuellen Lebens-
lagen und Ressourcen der Hilfesuchenden und berücks ichtigt die Teilhabeför-
derung im Sinne des SGB IX.  
 
Eine enge Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen me dizinischer Behandlung 
und psychosozialer Betreuung ist für einen erfolgre ichen Behandlungs- und 
Betreuungsprozess unabdingbar. Sie muss mit den Kli enten/-innen abgestimmt 
(Datenschutz) und transparent und verbindlich gereg elt sein.  
 
 

                                                           
3 (http://fdr-online.info/media/Dokumente/OVG-HH_4Bf %2083-07_Z.pdf) 
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Arbeitsweisen der Psychosozialen Betreuung 
 
Die Substitutionsbehandlung als psychosozial unters tützte medizinische und 
pharmakologische Behandlung von Opioidabhängigkeit wird in unterschiedli-
chen Settings mit unterschiedlichen Anforderungspro filen durchgeführt. Die 
Behandlungs- und Betreuungsangebote reichen von nie drigschwellig organi-
sierten und an „Harm Reduction “  ausgerichteten Ansä tzen bis zu hochschwel-
ligen, abstinenzorientierten Angeboten. Neben niede rgelassenen, substituie-
renden Ärzten/-innen gibt es in Deutschland v.a. in  Großstädten auch 
Schwerpunktpraxen und Substitutionsambulanzen, die in der Regel eng mit dem 
Drogenhilfesystem zusammenarbeiten oder selbst ange stellte Sozialarbeiter/-
innen bzw. Psychologen/-innen beschäftigen. 
 
Die Arbeitsweise von PSB orientiert sich an folgend en Schritten: 
1.  Klärung der Hilfeanfrage (Clearing) 
2.  Bedarfsermittlung (Assessment) 
3.  Hilfeplanung 
4.  Umsetzung der Hilfeplanung  
Da die Ziele der PSB immer die aktuelle Situation d er Klienten/-innen be-
rücksichtigen sollen, muss dieses Vorgehen in verei nbarten Zeitabständen 
wiederholt bzw. dessen Ergebnisse überprüft werden.  
 
Nach Feststellung einer grundsätzlichen Leistungsbe rechtigung ist der indi-
viduelle Bedarf zu ermitteln und darauf basierend e in Hilfeplan zu erstel-
len. Der Prozess der Bedarfsermittlung geschieht mi t geeigneten Instrumen-
ten. Er dient der Klärung, welche Unterstützungslei stungen ein Mensch mit 
Teilhabebeeinträchtigungen vor dem Hintergrund sein er Opioidabhängigkeit 
unter Berücksichtigung seiner individuellen Teilhab eziele braucht und in 
Anspruch nehmen will. Die verwendeten Instrumente s ollten methodisch er-
probt sein und gesicherte, vergleichbare Erkenntnis se liefern. 4 Hier bietet 
sich vor allem der ICF 5 als Instrument für die systematische Erfassung der  
bio-psycho-sozialen Aspekte unter Berücksichtigung der Kontextfaktoren an,  
 
Die Hilfeplanung der PSB soll - basierend auf den E rgebnissen der Bedarfs-
ermittlung für Menschen mit Teilhabebeeinträchtigun gen aufgrund ihrer Opi-
oidabhängigkeit - die bestmögliche Anpassung der er forderlichen Leistungen 
an ihre Lebenssituationen und ihre für sie relevant en Teilhabeziele sicher-
stellen. 6 
 
Die Umsetzung des Hilfeplans erfolgt mittels versch iedener sozialarbeiteri-
scher und psycho- bzw. suchttherapeutischer Methode n, wie z.B. personen-
zentrierter Information und Beratung, lösungsorient ierter Gesprächsführung, 
Motivational Interviewing, Psychoedukation und Kris enmanagement. Dem Hilfe-
plan und den aktuellen Ressourcen der Klienten/-inn en entsprechend müssen 
sinnvolle Betreuungsintervalle sowie zu bewältigend e Aufgaben und umsetzba-
re Schritte vereinbart werden, ggf. in Zusammenarbe it mit weiteren Hilfe-
einrichtungen. Dies erfordert von den Mitarbeiter/- innen der PSB in hohem 
Maße Fähigkeiten zum Casemanagement. Sozialarbeiter isches Casemanagement im 
Rahmen der PSB übernimmt direkte, personenzentriert e Unterstützungs- und 
Assistenzleistungen im Einzelfall und gestaltet auc h die notwendige Netz-
werkarbeit mit den relevanten Diensten und Einricht ungen des Hilfesystems. 
Neben Kooperation und Steuerung der komplexen Hilfe bedarfe im Einzelfall 
steht dabei die Berücksichtigung motivationaler Asp ekte im Vordergrund. 
 
 

                                                           
4 Es gibt evaluierte Instrumente wie z.B. die Intern ationale Klassifikation der 
Funktionen, Behinderungen und Gesundheit (ICF), die  eine differenzierte Bedarfser-
mittlung und Hilfeplanung ermöglichen und geeignete  personenzentrierte Unterstüt-
zung für Menschen mit Opioidabhängigkeit indizieren . Berücksichtigung findet hier 
sowohl die persönliche Situation, der Lebenshinterg rund als auch die Lebenslage und 
Lebenswelt des Menschen.  
5 ICF (Internationale Klassifikation der Funktionsfä higkeit, Behinderung und Gesund-
heit) 
6 Zur Organisation und Steuerung der Hilfeplanung gi bt es unterschiedliche Hilfe-
planverfahren, wie z.B. den Integrierten Teilhabepl an des Landeswohlfahrtverbandes 
Hessen (ITP), der sich u.a. als Verfahren für Mensc hen mit chronischen Suchterkran-
kungen (Behinderungen) bewährt hat, die Berliner Le istungsvereinbarungen oder die 
Landeseinheitlichen Standards der Suchthilfe Baden- Württemberg für die psychosozia-
le Betreuung bei Substitutionsbehandlung.  
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Qualitätsmanagement 
 
Hilfeplanung verfolgt nicht nur das Ziel „Hilfen zu  planen“ ,  sondern soll 
darüber hinaus Qualität überprüfbar machen und sich ern, Transparenz und 
Vergleichbarkeit herstellen und durch gelungene Koo peration und Netzwerkar-
beit effektiv und zielgerichtet Teilhabeleistungen zur sozialen und beruf-
lichen Integration zur Verfügung stellen.  
 
Ein Zeichen guter Praxis ist die Einführung eines Q ualitätsmanagementsys-
tems, das Kooperations- und Kommunikationsvereinbar ungen sowie Krisen- und 
Schnittstellenmanagement berücksichtigt. 
 
Kooperationsverträge zwischen substituierenden Ärzt en und Trägern der PSB 
sind notwendig und sinnvoll. Sie müssen sowohl Vere inbarungen über gemein-
same professionelle Zielvorstellungen (z. B. Leitli nien, Standards) enthal-
ten, klare Verantwortlichkeiten (evt. Hierarchien) definieren, den fachli-
chen Austausch (Team- und Fallbesprechungen) sicher stellen als auch Organi-
satorisches (Zuständigkeiten, finanzielle und mater ielle Regelungen) fest-
legen. 
 
 
Herausforderungen für die Zukunft 
 
Noch immer gibt es bei der Sicherstellung der gesun dheitlichen Versorgung 
der Bevölkerung Regionen und Bereiche, die durch st rukturelle Defizite ge-
kennzeichnet sind. Dies gilt besonders für ländlich e Regionen, vor allem in 
den neuen Bundesländern, und den Justizvollzug. Der  Sicherstellungsauftrag 
der Kassenärztlichen Vereinigungen sowie der Kommun en und Länder als Leis-
tungsträger der Daseinsfürsorge gilt jedoch auch hi er. Politische Entschei-
dungsträger müssen dafür Sorge tragen, dass die Sub stitutionsbehandlung 
durch angemessene Rahmenbedingungen materiell und r echtlich praktikabel 
ist. Auch in bislang unterversorgten Regionen und i n Haftanstalten muss der 
Zugang zu wirksamen Therapien zur Behandlung von Op ioidabhängigkeit sicher-
gestellt werden. 
 
Unbehandelte psychiatrische Komorbidität wirkt sich  negativ auf den Verlauf 
der Substitutionsbehandlung aus. Daher ist eine int egrierte Behandlung, 
möglichst  durch multiprofessionelle Teams, von höc hster Bedeutung für eine 
wirksame und kosteneffektive Behandlung. Um Komorbi dität adäquat behandeln 
zu können, ist die Kommunikation zwischen den Profe ssionen im Hilfekonzept 
zu berücksichtigen (Team-/Fallbesprechungen). Entbi ndungen von der Schwei-
gepflicht, auch im medizinischen Versorgungssystem,  sind folgerichtig, wenn 
dies eine bessere  Behandlung ermöglicht. 
Da das Hilfesystem in Deutschland auf oftmals vorha ndene psychiatrische Ko-
morbidität bei SubstitutionspatientInnen nicht ausg erichtet ist, ist eine 
adäquate Behandlung häufig nicht möglich. Wenn subs tituierenden Ärzten/-
innen die psychiatrische Ausbildung fehlt und Psych iater/-innen eine er-
folgreiche Behandlung der Sucht voraussetzen, ist d ie Folge, dass eine gro-
ße Gruppe der Substituierten zwischen den Hilfesyst emen hin- und her wan-
dert. Die PSB läuft hier Gefahr, zwischen den versc hiedene medizinischen 
Fachgebieten und den eigenen und externen Ansprüche n zerrieben zu werden 
und wirkungslos zu bleiben. 
 
Aufgrund der demographischen Entwicklung und dem Äl terwerden des Klientels 
in der Substitution ist zu berücksichtigen, dass kü nftig noch stärker die 
Belange und Bedarfe älterer Opioidabhängiger im Vor dergrund stehen werden, 
welche zu einer intensiveren Kooperation mit Pflege einrichtungen und zu 
neuen betreuten Wohnformen und Pflegeangeboten führ en werden. 
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Schlussbemerkung 
 
Das vorliegende Positionspapier wurde mit Experten/ -innen der Handlungsfel-
der Psychiatrie, Substitution, Psychosoziale Betreu ung, Drogenhilfe und 
Selbsthilfe, sowie dem Vorstand der DHS erarbeitet.  Es soll einen Beitrag 
liefern 
• zur Reduzierung von Barrieren, die einer effektiven  Behandlung der Opi-

oidabhängigkeit entgegenstehen, 
• zur Entwicklung einer evidenz-informierten und ethi sch-basierten Behand-

lungspolitik der Opioidabhängigkeit, 
• zur Qualitätsverbesserung in der Behandlung von Opi oidabhängigkeit, 
• zur Erleichterung der Implementierung und des weite ren Ausbaus bedarfs-

gerechter und effektiver Behandlungsstrategien und –programme für  Opi-
oidabhängigkeit in Deutschland. 
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